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Am 2. 3. 2021 hat die EU-Kommission
das förmliche Prüfverfahren eingeleitet,
ob die im Kohleverstromungsbeendi-

gungsgesetz (KVBG vom 8. 8. 2020,
BGBl. I 2020, 1818) vorgesehenen Ent-
schädigungszahlungen von insgesamt
4,35 Mrd. Euro für die vorzeitige Stillle-
gung von Braunkohlekraftwerken von
RWE und LEAG mit dem EU-Beihilfen-
verbot nach Art. 107 AEUV vereinbar
sind. Sie geht von einer staatlichen Bei-
hilfe aus und bezweifelt auch die Verein-
barkeit mit den EU-Beihilfevorschriften.
Dabei hat die EU-Kommission in ihrem
GreenDeal dieweitere Dekarbonisierung
des Energiesystems postuliert und die
Förderung eines beschleunigten Aus-
stiegs durch Beihilfen für zulässig erach-
tet, indem den Betreibern ein Ausgleich
für entgangene Gewinne gewährt wird,
weil diese keinen Strom mehr am Markt
absetzen können. Indes gilt es dabei wei-
terhin die Verhältnismäßigkeit zu prüfen,
um eine Überkompensation zu vermei-
den. Die Mitgliedstaaten müssen daher
nachweisen, dass eine Entschädigung
den wegen der bevorstehenden Schlie-
ßung der Anlage voraussichtlich ent-
gangenen Gewinn nicht übersteigt (Mit-
teilung der Kommission zumGreenDeal,
KOM(2020) 21 endg., Ziff. 4.3.4).

Genau hieran setzen nunmehr die Zweifel
der EU-Kommission an: Ist die Entschä-
digung von 4,35 Mrd. Euro als das erfor-
derliche Mindestmaß zu betrachten, weil
die entgangenenGewinne sehr weit in die

Zukunft reichen? Die EU-Kommission
hat Bedenken unter anderem wegen der
angesetzten Brennstoff- und CO2-Preise,

und ihr fehlen Informationen für die ein-
zelnen Anlagen (https://ec.europa.eu/ger
many/news/20210302-deutschland-brau
nkohlekraftwerke_de). Dies erinnert an
die Kommissionsgenehmigung des öf-
fentlich-rechtlichen Fonds zur Finanzie-
rung der kerntechnischenEntsorgung,wo
gleichfalls eine Beihilfe daraus abgeleitet
wurde, dass die Kosten trotz anerkannter
sorgfältiger und gründlicher Berechnung
der Vorsorgekosten nicht genau prognos-
tiziert werden konnten (Kommission,
16. 6. 2017 – SA.45296). Indes verlangte
das EuG im Apple-Urteil (Rs. T-778/16
undT-892/16, Irland,AppleSales Interna-
tional u.a./Kommission, ECLI:EU:T:
2020:338) gerade, dass die EU-Kommis-
sion den Nachweis erbringt, dass die Ele-
mente einer Beihilfe vorliegen (näher
Frenz,EWS2020,222f.).

Damit können zwar Informationen nach-
gefordert werden. Bei Zweifeln ist aber
gerade keine Beihilfe anzunehmen. Im-
merhin wurde der Atomentsorgungs-
fonds genehmigt, weil so derAusstieg un-
ter finanzieller Beteiligung der Unter-
nehmen gewährleistet wurde. So lässt
sich auch beim Kohleausstieg argumen-
tieren – zumal vor dem Hintergrund der
ehrgeizigen EU-Zwischenziele bis 2030
(Reduktion von Treibhausgasemissionen
um 55% gegenüber 1990). Dass sich in
Zukunft die Energiepreise anders entwi-
ckeln, liegt in den dann bestehenden Ge-
gebenheiten begründet. Nur so konnte
aber ohne großen Streit derKohleausstieg
rasch auf denWeg gebracht werden, doch
die Höhe der Entschädigungen ist auch
aufgrund der jahrelangen Auseinander-
setzungen beim Atomausstieg schwierig
zu bemessen.

Ein weiterer Kritikpunkt der EU-Kom-
mission ist der Ausgleich für zusätzliche
Tagebaufolgekosten. Zwar räumt die EU-
Kommission Zusatzkosten durch die vor-
zeitige Stilllegung der Braunkohleanla-
gen ein, äußert aber Zweifel bezüglich
der übermittelten Informationen und vor
allem des kontrafaktischen Szenarios,
welches für die LEAG zugrunde gelegt
wurde. Hier ergibt sich das grundsätzli-

che Problem, dass die rein vom Bergbau
hervorgerufenen Folgekosten von den
Braunkohleunternehmen als Verursacher
selbst zu tragen sind und damit nur die
auf dem Kohleausstieg beruhenden
Kosten ersetzt werden dürfen. Immerhin
wurde die Öffnung der Verwendung der
Entschädigungen für die bergbaubeding-
te Wiedernutzbarmachung (§ 42 Abs. 2
Nr. 5KVBG-E) gestrichen.

Es bleibt also spannend mit dem Kohle-
ausstieg und den dafür gewährten Ent-
schädigungen. Sie könnten tatsächlich

noch am Beihilfenverbot scheitern, je-
denfalls aus Sicht der EU-Kommission.
Ob das EuG eine solche Ablehnung mit-
tragenwürde, ist aber äußerst fraglich. Je-
denfalls befreien der Klimaschutz und
der ihn auf EU-Ebene ehrgeizig voran-
treibende Green Deal nicht von der Re-
spektierung des Beihilferechts. Das ist
auch gut so. Die elementaren Grundsätze
desWettbewerbs müssen auch angesichts
der geplanten stärkeren Ökologisierung
des Beihilferechts intakt bleiben. Sie gilt
es ohnehin mit zentralen umweltrechtli-
chen Prinzipen zu versöhnen – hier mit
dem Verursacherprinzip. Die daraus fol-
gende Kostenanlastung ist ein zentrales
Element eines effektiven Umweltschut-
zes, wie etwa die erweiterte Hersteller-
verantwortung im Abfallbereich zeigt,
um eine wirksame und damit gleichfalls
klimaschützende Kreislaufwirtschaft si-
cherzustellen. Daher kann auch beim
Kohleausstieg nicht vom Verursacher-
prinzip abgewichenwerden.

Umso sorgfältiger gilt es die Verwendung
der Entschädigungen für den Kohleaus-
stieg zu kontrollieren. Damitmüssen aber
nicht die Entschädigungen selbst in Frage
gestellt werden. Die Förderung des Koh-
leausstiegs als solche kann im Interesse
des für die EU elementaren Klimaschut-
zes (Art. 107 Abs. 3 lit. b) AEUV) blei-
ben. Bezogen auf die Steinkohle hat die
EU-Kommission (SA.58181) schon Ende
November 2020 die Vereinbarkeit mit
denBeihilfevorschriften konstatiert.
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